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Vorwort zur 5. Auflage

Das „Recht der Berliner Verwaltung“ liegt nun bereits in der 5. Auflage vor. Zahl-
reiche Gesetzesänderungen haben umfangreiche Überarbeitungen notwendig ge-
macht. Auch der Fallteil wurde grundlegend überarbeitet. Das Buch hat sich mittler-
weile auf dem Berliner Markt etabliert, auch für die Arbeit von Verwaltungen und 
Gerichten ist es eine feste Größe geworden. Das freut uns sehr. Auch die vorlie-
gende Auflage setzt den von Beginn an beschrittenen Weg fort und richtet sich an 
Studierende, Rechtsreferendare und Praktiker.

Viele Rechtsprobleme, die in den Flächenländern unter dem Stichwort „Kommu-
nalrecht“ behandelt werden, treten auch im Stadtstaat Berlin auf. Zwar gibt es in 
Berlin kein Kommunalrecht im eigentlichen Sinne, da dieses rechtlich selbststän-
dige Kommunen voraussetzt. Die Berliner Bezirke sind hingegen Verwaltungsun-
tergliederungen der Stadt Berlin ohne Rechtspersönlichkeit. Dennoch sind die 
Rechtsbeziehungen der Bezirke zur Gesamtstadt oft in Anlehnung an das Kommu-
nalrecht der Flächenländer geregelt. Andere Rechtsmaterien, etwa die Einnahme-
wirtschaft, haben in Berlin eine gegenüber den Flächenländern vollständig abwei-
chende Regelung erfahren.

Das Buch gibt in jedem Kapitel zunächst einen kurzen Überblick über das Kom-
munalrecht der Flächenländer, um im Anschluss, gewissermaßen daran gespiegelt, 
die Berliner Rechtslage darstellen zu können. Der Vertiefung dienen dreizehn an 
passender Stelle eingefügte Fälle, die zum Teil auf der Rechtsprechung Berliner 
Gerichte basieren.

Danken wollen wir diesmal Frau Nadine Steglich für die intensive Mitarbeit und 
die umsichtige Betreuung des Manuskripts.

Potsdam,� Andreas Musil
Berlin,� Sören Kirchner
April 2022

Deutschland
Deutschland
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Leider muss das Vorwort von Ende April 2022 ergänzt werden: Andreas Musil ist 
für uns alle unfassbar am 17. Juni 2022 wenige Tage nach Abschluss der Arbeiten 
für die vorliegende 5. Auflage unseres Werkes verstorben. Bis zu seinem viel zu 
frühen Tod – er war erst 50 Jahre alt – lag Prof. Musil dieses Werk, „seines Lieb-
lingsbuches“, wie er es nannte, sehr am Herzen. Es ist mir ein Trost, dass er gewiss 
sein konnte, dass das Erscheinen der 5. Auflage durch sein Engagement sicherge-
stellt war.
Er war es, von dem die Initiative für ein juristisches Fachbuch über das Recht der 
Berliner Verwaltung ausging. Ihm war als Referendar beim Kammergericht und 
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Freie Universität Berlin aufgefallen, dass es 
kaum aktuelle Literatur zum „Kommunalrecht Berlins“ gab. Diese Lücke wollte er 
schließen. Er konnte mich schnell davon überzeugen, ihm für sein Projekt als 
Co-Autor zur Seite zu stehen. In wenigen Monaten war das Manuskript erstellt und 
er konnte den Springer-Verlag dafür gewinnen, das Buch 2002 zu verlegen.

Mit dem Werk hat Prof. Musil den Grundstein für eine steile wissenschaftliche 
Karriere gelegt, die ihn von der FU auf seine Professur an der Universität Potsdam 
führte. Obwohl nunmehr Brandenburger, blieb er wissenschaftlich Berlin verbun-
den und stand vielen als Ratgeber für Fragen des Berliner Landesrechts zur Verfü-
gung. Dieser Rat wird nun fehlen, gerade jetzt, wo Fragen der Organisation des 
Landes Berlin und der Verteilung der Zuständigkeiten auf die Haupt- und Bezirks-
verwaltung wieder verstärkt in den politischen Fokus geraten sind.

Prof. Musil war aber nicht nur ein angesehener Wissenschaftler mit zahlreichen 
Veröffentlichungen insbesondere zum Steuerrecht, welches sich zu seinem Arbeits-
schwerpunkt entwickelt hatte. Ihm war wichtig, Wissenschaft und Praxis miteinan-
der ins Gespräch zu bringen, wozu er 2007 das Potsdamer Steuerforum initiierte. 
Von 2011 bis 2020 war er zudem Richter am Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg im Nebenamt und konnte seine wissenschaftliche Expertise in die Recht-
sprechungspraxis einbringen.

Zentrales Anliegen war Prof. Musil stets, sein Wissen dem juristischen Nach-
wuchs weiterzugeben und für gute Ausbildungsbedingungen in der Juristischen 
Fakultät der Universität Potsdam zu sorgen. „Seine“ Studentinnen und Studenten 
waren ihm sehr wichtig. Er förderte viele von Ihnen und initiierte erfolgreiche 
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Masterstudiengänge zum Unternehmens- und Steuerrecht. Dass er 2012 zum Vize-
präsidenten der Universität Potsdam für Lehre und Studium gewählt wurde, war 
eine logische Folge seines Engagements zur Sicherung des Fortbestandes der Juris-
tischen Fakultät und seines Strebens für gute Ausbildungsbedingungen.

Sein Wissen und sein Enthusiasmus lassen sich nicht ersetzen. Ich bin aber ge-
willt, unser Werk zu seinem Gedenken fortzusetzen. Die 5. Auflage widme ich die-
sem Gedenken sowie seiner Ehefrau und den beiden Söhnen.

Sören Kirchner
Juli 2022

Nachtrag zum Vorwort
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